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3 L 51/10.DA.A (2) 

VERWALTUNGSGERICHT DARMSTADT 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsstreitverfahren 

des Herrn 

Antragstellers, 

Proz.-Bev.: Rechtsanwalt 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht
linge, Außenstelle Frankfurt-Flughafen, Gebäude 587, 60549 Frankfurt am Main, 
GZ: 5382294-422, 

Antragsgegnerin, 

wegen Asylrechts - Eilverfahren 

hat das Verwaltungsgericht Darmstadt - 3. Kammer - durch 

Richter am Verwaltungsgericht Griebeling 
als Einzelrichter 

am 28. Januar 2010 beschlossen: 

Es wird festgestellt, dass die vom Antragsteller gegen den Bescheid der An
tragsgegnerin vom 16.11.2009 (Geschäftszeichen: 5 3 8 2 2 9 4 - 4 2 3 ) erhobene 
Klage aufschiebende Wirkung hat. 

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragsgegnerin zu tragen. Gerichtskosten 
werden nicht erhoben. 
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G R Ü N D E 

Auf den Antrag des Antragstellers hin war festzustellen, dass die gegen den im Tenor nä

her beizeichneten Bescheid der Antragsgegnerin erhobene Klage aufschiebende Wirkung 

hat. Es liegt nämlich ein Fall einer sogenannten faktischen Vollziehung vor, in dem das 

Gericht in entsprechender Anwendung des § 80 Abs. 5 VwGO feststellen kann, dass der 

eingelegte Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung hat. Eine faktische Vollziehung liegt vor, 

wenn Behörden oder Dritte bereits Vollzugsmaßnahmen getroffen haben oder treffen, ohne 

dass die Voraussetzungen der sofortigen Vollziehung vorlagen oder vorliegen oder wenn 

so lche Maßnahmen drohen (vgl. Kopp/Schenke, V w G O , § 80 Rdnr. 181). 

Im vorliegenden Fall hat die vom Kläger erhobene Klage nach der von der Antragsgegnerin 

in der Rechtsmittelbelehrung des Bescheides vom 16.11.2009 und im Schriftsatz vom 

18.01.2010 vertretenen Ansicht keine aufschiebende Wirkung. Am 12.01.2010 ist auch 

versucht worden, den Antragsteller abzuschieben. 

Im Gegensatz zur Ansicht der Antragsgegnerin hat die vom Kläger erhobene Klage auf

schiebende Wirkung. Dies ergibt sich aus § 75 Satz 1 AsylVfG. Nach dieser Bestimmung 

hat die Klage gegen Entscheidungen nach dem AsylVfG nur in den Fällen der § 38 Abs. 1 

und § 73 AsylVfG aufschiebende Wirkung. Gemäß den §§ 75 Satz 3 AsylVfG, 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 4 VwGO besteht die Möglichkeit, die sofortige Vollziehung des Bescheides an

zuordnen. Im vorliegenden Fall hat die Antragsgegnerin von Amts wegen gemäß § 51 Abs. 

5 VwVfG das durch den nach Klageabweisung bestandskräftig gewordenen Bescheid vom 

16.07.2002 abgeschlossene Asylverfahren wieder aufgegriffen und mit Bescheid vom 

16.11.2009 entschieden, dass Abschiebungsverbote im Sinne des § 60 Abs. 2 bis 7 Auf-

enthG (hinsichtlich Armeniens) nicht vorliegen. Es kann dahinstehen, ob darin zugleich 

auch eine konkludente Rücknahme der in dem Bescheid vom 16.07.2002 getroffenen Ent

scheidung, dass Abschiebungshindernisse im Sinne des § 53 AusIG (hinsichtlich Aserbai

dschans) nicht vorliegen, liegt. Dafür spricht, dass ein Wiederaufgreifen des Verfahrens 

durch die Behörde gemäß § 51 Abs. 5 VwVfG nur nach den Vorschriften des § 48 Abs. 1 

Satz 1 und des § 49 Abs. 1 VwVfG, d. h. durch Rücknahme oder Widerruf des Verwal-
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tungsakts, möglich ist. Es liegt nämlich jedenfalls ein Fall des § 38 Abs. 1, AsylVfG vor. 

Nach § 38 Abs. 1 AsylVfG beträgt in sonstigen Fällen, in denen das Bundesamt den Aus

länder nicht als Asylberechtigten anerkennt, in denen also das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge eine Abschiebungsandrohung zu erlassen hat (§ 34 AsylVfG), die dem 

Ausländer zu setzende Ausreisefrist einen Monat. Im Falle der Klageerhebung endet die 

Ausreisefrist einen Monat nach dem unanfechtbaren Abschluss des Asylverfahrens. 

Im Bescheid vom 16.11.2009 wurde von der Antragsgegnerin in zutreffender Anwendung 

der Bestimmungen des AsylVfG dem Antragsteller unter teilweiser Abänderung des Be

scheides vom 16.07.2002 eine Ausreisefrist von einem Monat, die im Falle der Klageerhe-

bung einem Monat nach dem unanfechtbaren Abschluss des Asylverfahrens endet, ge

setzt. Durch Ziffer 2 des Bescheides vom 16.11.2009 wurde nämlich Ziffer 4 des Beschei

des 16.07.2002 nur insoweit abgeändert, als die Abschiebung nach Armenien (und nicht 

mehr nach Aserbaidschan) angedroht wurde. Im Übrigen blieb Ziffer 4 des Bescheides 

vom 16.07.2002 unverändert. 

Das Vorgehen der Antragsgegnerin entspricht den Bestimmungen des AsylVfG. Die An

tragsgegnerin hat in dem Bescheid vom 16.11.2009 erneut über das Bestehen von Ab

schiebungsverboten nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG (nunmehr bezüglich Armeniens) be

funden. Die Antragsgegnerin hat damit ihre Entscheidung vom 16.07.2002 ergänzt. Es 

bleibt dadurch aber dabei, dass ein „sonstiger Fall" im Sinne des § 38 Abs. 1AsylVfG vor

liegt. Das AsylVfG enthält - anders als dies in § 71 Abs. 4 AsylVfG durch die Verweisung 

auf § 36 AsylVfG für den Fall, dass der Ausländer einen Folgeantrag stellt, der Fall ist - für 

das Wiederaufgreifen des Verfahrens durch die Behörde nach § 51 Abs. 5 VwVfG keine 

Sonderregelung. Ursprünglich lag kein Fall eines unbeachtlichen Asylantrags (§ 29 

AsylVfG) und auch kein Fall eines offensichtlich unbegründeten Asylantrags (§ 30 AsylVfG) 

vor. Die Ausreisefrist betrug deshalb gemäß § 38 Abs. 1 AsylVfG einen Monat. Daran hat 

sich durch den Bescheid vom 16.11.2009, mit dem die Antragsgegnerin durch die erneute 

Prüfung des Bestehens von Abschiebungsverboten es dem Antragsteller erneut ermöglicht 

hat zu klagen, nichts geändert. Auch nach Ergehen des Bescheides vom 16.11.2009 liegt 

weder ein Fall des § 29 AsylVfG noch ein Fall des § 30 AsylVfG vor, in denen gemäß § 36 
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Abs. 1 AsylVfG die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist eine Woche beträgt. Eben

sowenig liegt ein Fall des § 27a AsylVfG vor, in dem ein Asylantrag unzulässig ist, weil ein 

anderer Staat auf Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft oder ei

nes völkerrechtlichen Vertrags für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist, und 

in dem keine Abschiebungsandrohung nach § 34 AsylVfG ergeht, sondern eine Abschie

bungsanordnung nach § 34 a AsylVfG. Die gegen die Entscheidung nach Wiederaufgrei

fen des Verfahrens erhobene Klage hat somit ebenso wie die Klage gegen den ursprüngli

chen Bescheid aufschiebende Wirkung. Die Rechtsposition des Antragstellers, zu dessen 

Lasten das Asylverfahren wieder aufgegriffen wurde, ist somit die gleiche wie im voraus

gegangenen Asylverfahren. 

Da der Antrag mit dem Hauptantrag Erfolg hatte, bedurfte es keiner Entscheidung über den 

Hilfsantrag. 

Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen, weil sie unterlegen ist 

(§ 154 Abs. 1 VwGO). Gerichtskosten werden gemäß § 83b AsylVfG nicht erhoben. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylVfG). 

Griebeling 


